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Vertraulich ! 

 

M i n i s t e r r a t s p r o t o k o l l  N r .  9 5  

vom 14. Juni 1921 

 

Anwesend: 

Bundeskanzler Dr. M a y r, Vizekanzler B r e i s k y sowie die Bundesminister Dr. 

R a m e k, Dr. P a l t a u f, Dr. G r i m m, H a u e i s, H e i n l, Dr. R e s c h, V a u g o i n, Dr. 

G r ü n b e r g e r und Dr. P e s t a. 

 

Zugezogen: 

zu Punkt 4: vom Bundesministerium für Inneres und Unterricht (Unterrichtsamt): 

Sektionschef Dr. L o e b e n s t e i n; 

zu Punkt 6: vom Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft: Vizepräsident Dr. 

P a n t z; 

zu Punkt 9: vom Bundesministerium für Finanzen: Ministerialrat Dr. W i l f l i n g; 

                   vom Bundesministerium für Verkehrswesen: Ministerialrat Dr. A i g n e r und 

Ministerialrat Dr. F e i l e r. 

 

Vorsitz: 

Bundeskanzler Dr. M a y r 

 

Dauer: 20.00 – 2.00 

 

Reinschrift (7 Seiten), Konzept, unterfertigte Präsenzliste, zweifaches Stenogramm, kein 

Beschlussprotokoll  

 

I n h a l t: 

1. Absetzung der Komödie „Helden“ von Bernhard Shaw vom Spielplan des Schönbrunner 

Schloßtheaters. 

2. Gesetzentwurf über die Organisation und das Verfahren des Verfassungsgerichtshofes; 

Pressenotiz. 

3. Antrag auf Verleihung des Kommerzialratstitels an Artur Roth. 

4. Entwurf eines Bundesgesetzes, womit einige Bestimmungen des Gesetzes vom 19. 
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September 1898, R.G.Bl. Nr. 196, betreffend die Dotation der katholischen Seelsorger und 

des Gesetzes vom 7. Jänner 1894, R.G.Bl. Nr. 15, betreffend die Bezüge der Dignitäre und 

Kanoniker bei den Metropolitan- und Kathedralkapiteln der katholischen Kirche abgeändert 

und ergänzt werden. 

5. Übergabe der Arsenalrealitäten an die „Österreichischen Werke, gemeinwirtschaftliche 

Anstalt“. 

6. Stellungnahme der Bundesregierung in Angelegenheit der nordsteirischen 

Holzabstockungsverträge. 

7. Verordnungsentwurf der oberösterreichischen Landesregierung, betreffend den Reise- 

und Fremdenverkehr im Jahre 1921. 

8. Verordnungsentwurf der Landesregierung für Kärnten, betreffend den 

Sommerreiseverkehr; Anfechtung beim Verfassungsgerichtshof. 

9. Forderungen der Post- und Eisenbahnbediensteten sowie der Bundesangestellten des 

Verwaltungsdienstes auf Gewährung von Vorauszahlungen. 

10. Gesetzesbeschlüsse des oberösterreichischen Landtages, betreffend ein 

Fremdenabgabegesetz, und des Salzburger Landtages über die Aufnahme eines 80-Millionen-

Darlehens der Stadtgemeinde Salzburg. 

11. Entwurf eines Bundesgesetzes über die Erhöhung der Geldstrafen im 

Verwaltungsstrafrechte (Verwaltungsstraferhöhungsgesetz). 

 

Beilagen 

Beilage zu Punkt 2, [Bundeskanzleramt], ohne Zahl, Erwähnung des Bundeskanzlers der 

Pressenotiz betreffend den Gesetzesentwurf über die Organisation und das Verfahren des 

Verfassungsgerichtshofs (1 ½ Seiten) 

Beilage zu Punkt 4, [Bundeskanzleramt], ohne Zahl, Bundesgesetz, womit einige 

Bestimmungen des Gesetzes vom 19. September 1898, R.G.Bl. Nr. 196, betreffend die 

Dotation der katholischen Seelsorger und des Gesetzes vom 7. Jänner 1894, R.G.Bl. Nr. 15, 

betreffend die Bezüge der Dignitäre und Kanoniker bei den Metropolitan- und 

Kathedralkapiteln der katholischen Kirche abgeändert und ergänzt werden (12 ½ Seiten); 

Erläuternde Bemerkungen (5 Seiten), Zum Gesetz §§ 3 und 5 (1/2 Seite) 

Beilage zu Punkt 5, Bundesministerium für Heereswesen Zl. 2.607, Ministerratsvortrag (5 

Seiten): Übertragung des Eigentumsrechts des gesamten Art. Arsenals in Wien an die 

„Österreichischen Werke, gemeinwirtschaftliche Anstalt“ 

Beilage zu Punkt 7, Bundesministerium für Inneres und Unterricht Zl. 155.662/21, 
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Ministerratsvortragsauszug (1 Seite): Verordnungsentwurf der o.ö. Landesregierung 

betreffend Reise- und Fremdenverkehr im Jahr 1921 

Beilage zu Punkt 8, Bundeskanzleramt, ohne Zahl, Ministerratsvortrag (2 ½ Seiten): 

Verordnungsentwurf der Landesregierung für Kärnten, betreffend den Sommerreiseverkehr; 

Anfechtung beim Verfassungsgerichtshof 

Beilage zu Punkt 9, Bundesministerium für Verkehrswesen, ohne Zahl, Ministerratsvortrag (3 

Seiten): Forderungen der Post- und Eisenbahnbediensteten sowie der Bundesangestellten des 

Verwaltungsdienstes auf Gewährung von Vorauszahlungen 

Beilage zu Punkt 10, Bundesministerium für Inneres und Unterricht Zl. 151.833 - 1921, 

Ministerratsvortragsauszug: Gesetzesbeschluss des Salzburger Landtages vom 29. April 1921 

über die Aufnahme eines 80 Millionen-Darlehens seitens der Stadtgemeinde Salzburg (1 

Seite); Zl 152.794 – 1921: Gesetzesbeschluss des oberösterreichischen Landtages vom 24. 

Mai 1921, betreffend die Einhebung einer Abgabe von den im Jahr 1921 in Oberösterreich 

Aufenthalt nehmenden Fremden (1 Seite); Stenographische Notiz (1/2 Seite) 

Beilage zu Punkt 11, Bundesministerium für Inneres und Unterricht Zl. 142.005 - 1921, 

Ministerratsvortrag (1 ½ Seiten): Bundesgesetz über die Erhöhung der Geldstrafen im 

Verwaltungsstrafrecht; Begründung (2 ½ Seiten); Gesetzesentwurf (2 Seiten) 

 

1. 

Absetzung der Komödie „Helden“ von Bernhard Shaw vom Spielplan des Schönbrunner 

Schloßtheaters. 

Der V o r s i t z e n d e teilt mit, daß heute bei ihm der bulgarische Gesandte erschienen sei, 

um die unliebsamen Vorkommnisse zur Sprache zu bringen, welche sich anläßlich der 

Aufführung der Komödie „Helden“ von Bernhard Shaw im Schönbrunner Schloßtheater 

ereignet haben. Der Gesandte habe das dringende Ersuchen gestellt, dieses Stück, welches das 

bulgarische Nationalgefühl gröblich verletze, vom Spielplan abzusetzen. 

B.-M. H e i n l bezeichnet die Aufführung der „Helden“ auf einer Staatsbühne im Hinblick 

auf das bestandene Bundesverhältnis mit Bulgarien als unangebracht. Der sprechende 

Minister verweist weiters darauf, daß die Stellung der Staatstheater bei der Auswahl der 

Stücke eine entsprechende Bedachtnahme auf internationale und politische Rücksichten 

erfordere und es daher am Platze wäre, Einrichtungen zu treffen, die dem Unterrichtsamte in 

diesem Belange künftighin einen zureichenden Einfluß sichern. 

Vizekanzler B r e i s k y pflichtet den Ausführungen des Vorredners bei und stellt eine 

Fühlungnahme mit dem Präsidium der Staatstheaterverwaltung in Aussicht, damit dem 
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Unterrichtsamt Gelegenheit geboten werde, den Spielplan der Staatstheater von politischen 

Gesichtspunkten aus einer Überprüfung zu unterziehen. 

B.-M. Dr. R a m e k spricht sich im Interesse der Wahrung von Ruhe und Ordnung 

gleichfalls gegen die weitere Aufführung der „Helden“ aus. 

Der Ministerrat beschließt sohin die Absetzung der Komödie „Helden“ aus 

außenpolitischen Rücksichten vom Spielplan der Staatstheater und ladet Vizekanzler 

B r e i s k y ein, die Durchführung des Beschlusses in die Wege zu leiten. 

 

2. 

Gesetzentwurf über die Organisation und das Verfahren des Verfassungsgerichtshofes; 

Pressenotiz. 

Der V o r s i t z e n d e erwähnt, daß durch eine bedauerliche Indiskretion verschiedene 

Einzelheiten des in der Sitzung des Ministerrates vom 7. Juni l. J. erstatteten Vortrages des 

Bundeskanzleramtes über den Gesetzentwurf, betreffend die Organisation und das Verfahren 

des Verfassungsgerichtshofes in ein Wiener Blatt Eingang gefunden haben. Diese 

Veröffentlichung lasse befürchten, daß die parlamentarische Verhandlung der Vorlage eine 

Erschwernis erfahre. Redner lege deshalb Gewicht darauf, daß der Gesetzentwurf nunmehr 

auch in einem von der Regierung ausgehenden Artikel besprochen werde und erbittet sich die 

Ermächtigung, die dem Ministerrate im Entwurf vorliegende Pressenotiz ausgeben zu dürfen. 

Der Ministerrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

3. 

Antrag auf Verleihung des Kommerzialratstitels an Artur Roth. 

Über Antrag des B.-M. H e i n l stimmt der Ministerrat zu, daß der Industrielle Artur 

R o t h in Wien für die Verleihung des Titels eines Kommerzialrates mit Nachsicht der Taxe 

in Vorschlag gebracht werde. 

 

4. 

Entwurf eines Bundesgesetzes, womit einige Bestimmungen des Gesetzes vom 19. September 

1898, R.G.Bl. Nr. 196, betreffend die Dotation der katholischen Seelsorger und des Gesetzes 

vom 7. Jänner 1894, R.G.Bl. Nr. 15, betreffend die Bezüge der Dignitäre und Kanoniker bei 

den Metropolitan- und Kathedralkapiteln der katholischen Kirche abgeändert und ergänzt 

werden. 

Vizekanzler B r e i s k y erbittet und erhält die Genehmigung des Ministerrates, im 
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Nationalrat einen Entwurf einer Novelle zum Kongruagesetze einbringen zu dürfen. 

Nach dem Antrage des Redners erteilt der Ministerrat weiters dem Unterrichtsamte die 

Ermächtigung, die Ansätze der §§ 3 und 5 der Vorlage im Einvernehmen mit dem 

Bundesministerium für Finanzen abzuändern, falls die Gehaltssätze des Besoldungsgesetzes 

noch vor der Einbringung der Kongruavorlage eine als endgültig anzusehende Änderung 

erfahren sollte. 

 

5. 

Übergabe der Arsenalrealitäten an die „Österreichischen Werke, gemeinwirtschaftliche 

Anstalt“. 

B.-M. V a u g o i n bringt dem Ministerrate zur Kenntnis, daß im Zuge der Umgestaltung 

der staatlichen Industriewerke Arsenal in eine gemeinwirtschaftliche Unternehmung die 

gesamte Realität des Artilleriearsenals grundbücherlich in das Eigentum der 

„Österreichischen Werke, gemeinwirtschaftliche Anstalt“ übertragen worden sei. Nach der 

grundbücherlichen Einverleibung gehören nunmehr die Kaserne, das Heeresmuseum, die 

militärischen Depots und Anstalten, die auch künftig von der Heeresverwaltung benötigt 

werden, der gemeinwirtschaftlichen Anstalt. Dieser Vorgang stehe im Widerspruche mit dem 

Ministerratsbeschluß vom 14. Februar d. J., welcher den Bundesminister für Handel und 

Gewerbe, Industrie und Bauten über seinen Antrag zwar ermächtigte, unter gewissen 

Bedingungen eine gemeinwirtschaftliche Anstalt für den Arsenalbetrieb zu errichten, diese 

Ermächtigung jedoch ausdrücklich an den Vorbehalt knüpfte, daß vorher noch das 

Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Heereswesen herzustellen sei. Redner habe 

sich in dieser Angelegenheit sowohl an das Bundesministerium für Finanzen, als auch an 

jenes für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten gewendet, ohne daß es aber zu dem 

angeregten Meinungsaustausche gekommen wäre. Da der sprechende Minister den durch die 

grundbücherliche Eintragung im Widerspruche mit dem Beschluß des Ministerrates 

geschaffenen Rechtszustand für das Ressort nicht hinnehmen könne, stelle er folgende 

Anträge: 

1. Die Satzungen der „Österreichischen Werke, gemeinwirtschaftliche Anstalt“ sind derart 

zu berichtigen, daß sie mit dem Ministerratsbeschlusse vom 4. Februar 1921, Protokoll Nr. 

42, P. 12, im Einklang stehen. 

Die in die gemeinwirtschaftliche Anstalt eingebrachten Apports des Staates haben sich auf 

jene unbeweglichen und beweglichen Gegenstände zu beschränken, die sich zur Zeit des 

Ministerratsbeschlusses vom 4. Februar 1921 im Besitz und in der Verwaltung der 
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Industriewerke Arsenal befanden. 

Alle auf der Realität Arsenal befindlichen oder zu dieser gehörenden beweglichen oder 

unbeweglichen Sachgüter, die auf den Heeresbedarf angefordert wurden und von den 

zuständigen Stellen hierauf zugesprochen worden sind, oder über deren Widmung für die 

Wehrmacht, oder für andere staatliche Zwecke noch nicht endgültig entschieden ist, gehören 

nicht zu den vom Staat in die gemeinwirtschaftliche Anstalt eingebrachten Apports. 

Diese Bestimmungen sind in den Satzungen zum Ausdruck zu bringen. 

2. Sollten die Österreichischen Werke Verhandlungen führen, die eine Verwertung von 

Sachgütern bezwecken, die ihnen nach dem Punkte 1 nicht unzweifelhaft zukommen, oder 

einen solchen Zweck verfolgenden Vertrag abgeschlossen haben, so sind die Verhandlungen 

einzustellen; bereits veräußerte derartige Sachgüter sind zu ersetzen. 

3. Die Grundbuchsordnung ist entsprechend dem vorstehenden Punkt 1 herzustellen. 

4. Das im Ministerratsbeschluß vom 4. Februar 1921 vorgesehene Einvernehmen zwischen 

dem Bundesministerium für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten und jenem für 

Heereswesen ist ehestens herzustellen. 

5. Sollte eine Arrondierung des Realbesitzes der Österreichischen Werke im Arsenal (nach 

dem Stande vom 4. Februar 1921) wünschenswert sein, so wird das Bundesministerium für 

Heereswesen auf Verlangen der Österreichischen Werke mit diesem hierüber in 

Verhandlungen treten. 

6. Eine Kommission bestehend aus je einem Vertreter der Bundesministerien für Finanzen, 

dann Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten sowie für Heereswesen hat zu ermitteln, aus 

welchen Gründen das im Ministerrat vom 4. Februar 1921 beschlossene Einvernehmen mit 

dem Bundesministerium für Heereswesen unterblieb, weiter weshalb in den Statuten der 

Österreichischen Werke als Apports des Staates Vermögenswerte erscheinen, die das im 

Ministerratsbeschluß festgelegte Maß überschreiten, endlich wieso der bezügliche Teil der 

Statuten genehmigt und grundbücherlich festgelegt werden konnte, ohne daß das 

Bundesministerium für Heereswesen, das die betreffenden Vermögenswerte bisher verwaltete 

und auch weiterhin benötigt, vorher in Kenntnis gesetzt wurde. 

Die Kommission hat dem Bundeskanzleramte zu berichten. 

B.-M. H e i n l stellt zunächst fest, daß die vom Bund in die Österreichischen Werke 

eingebrachten Apports weiter Bundeseigentum bleiben und die Werke selbständig darüber 

nicht verfügen können. Allerdings habe auch Redner den Eindruck, daß bei der Abgrenzung 

des Umfanges der Bundesapporte zu weit gegangen worden sei. Doch meine er, daß es 

zunächst genügen dürfte, die Sachlage im Sinne des Punktes 6 der Anträge des 
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Bundesministers für Heereswesen einer kommissionellen Überprüfung zu unterziehen. 

B.-M. Dr. G r i m m bezeichnet den Vorgang bei Übertragung des Eigentums an den 

Arsenalrealitäten als übereilt und schließt sich der Anregung des Vorredners an. 

B.-M. Dr. R a m e k ersucht, der interministeriellen Kommission zum Zwecke der 

Feststellung eines etwaigen Widerspruches zwischen den Satzungen der 

gemeinwirtschaftlichen Anstalt und dem Beschluß des Ministerrates auch einen Vertreter des 

Bundesministeriums für Inneres und Unterricht beizuziehen. 

Nachdem sich B.-M. V a u g o i n mit dieser Vorgangsweise einverstanden erklärt hatte, 

erhebt der Ministerrat den Punkt 6 des Antrages des Bundesministers für Heereswesen mit der 

Maßgabe zum Beschluß, daß der Kommission auch je ein Vertreter des Bundeskanzleramtes 

und des Bundesministeriums für Inneres und Unterricht anzugehören haben. Letzterem wird 

gleichzeitig die Führung dieser Angelegenheit übertragen. 

 

6. 

Stellungnahme der Bundesregierung in Angelegenheit der nordsteirischen 

Holzabstockungsverträge. 

B.-M. Dr. G r i m m verweist darauf, daß in den letzten Sitzungen des parlamentarischen 

Untersuchungsausschusses über die Holzabstockungsverträge gegen die Gebarung des 

Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft heftige Angriffe erhoben worden seien. 

Der sprechende Minister erachte deshalb eine Erörterung im Ministerrate für unerläßlich, um 

über die von der Bundesregierung zu ergreifenden weiteren Schritte schlüssig zu werden. 

Anknüpfend an eine Darstellung des B.-M. H a u e i s über die Umstände, unter denen er 

die Unterfertigung des Vertrages mit der nordsteirischen Holzverwertungsgesellschaft 

vollzogen habe, erörtert der Ministerrat unter Beteiligung sämtlicher Kabinettsmitglieder den 

Gegenstand in einer mehrstündigen Debatte und vernimmt dabei den Vizepräsidenten Dr. 

P a n t z darüber ein, auf welchen Grundlagen und in welcher Form es zum Abschlusse des 

Vertrages gekommen sei. 

Auf Grund der erhaltenen Aufklärungen gelangt der Ministerrat zu der Auffassung, daß der 

Vorwurf, der nordsteirische Holzabstockungsvertrag beinhalte eine Schädigung 

staatsfinanzieller Interessen, nicht zutreffe. Die beteiligten Ressorts werden daher bei den 

Verhandlungen des Untersuchungsausschusses in diesem Sinne Stellung zu nehmen und auch 

für eine entsprechende Aufklärung der Öffentlichkeit im Wege der Presse Sorge zu tragen 

haben. 
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7. 

Verordnungsentwurf der oberösterreichischen Landesregierung, betreffend den Reise- und 

Fremdenverkehr im Jahre 1921. 

B.-M. Dr. R a m e k berichtet über einen Verordnungsentwurf der oberösterreichischen 

Landesregierung, betreffend den Reise- und Fremdenverkehr im Jahre 1921, in welchem sich 

die Landesregierung vorbehalte, einzelne Gemeinden wegen Gefährdung der Lebens- und 

Wohnungsverhältnisse der ortsanwesenden Bevölkerung für den Fremdenzuzug zu sperren, 

beziehungsweise bereits anwesende Fremde zur Abreise zu verhalten. Weiters sollen die 

politischen Bezirksbehörden ermächtigt werden, auch einzelne Fremde, die sich mit den 

Ernährungs-, Wohnungs- und Meldevorschriften in Widerspruch setzen, aus der Gemeinde, 

dem Bezirke oder Lande abzuschaffen. Diese Verordnung der Landesregierung beinhalte eine 

Beschränkung der verfassungsrechtlich gewährleisteten Freizügigkeit, zu deren Verfügung die 

Landesregierung mangels einer Ermächtigung durch die Bundesregierung nicht berechtigt 

erscheine. 

Auf Grund des mit dem Bundeskanzleramt gepflogenen Einvernehmens beabsichtige 

Redner, die Landesregierung auf die Verfassungswidrigkeit der geplanten Verordnung 

aufmerksam zu machen, und erbitte hiezu die Ermächtigung des Ministerrates. 

Der Ministerrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

8. 

Verordnungsentwurf der Landesregierung für Kärnten, betreffend den Sommerreiseverkehr; 

Anfechtung beim Verfassungsgerichtshof. 

Der V o r s i t z e n d e führt aus, daß Zeitungsnachrichten zufolge die Landesregierung in 

Klagenfurt eine Verordnung erlassen habe, die einen acht Tage überschreitenden Aufenthalt 

in Kärnten für alle Landesfremden an eine Aufenthaltsbewilligung binde und für die Gesuche 

darum eine Gebühr von 50 Kronen vorschreibe. 

Amtlich besitze die Bundesregierung von der Verordnung noch keine Kenntnis, doch habe 

Redner, da eine derartige Verfügung der Landesregierung jeder verfassungsrechtlichen und 

gesetzmäßigen Grundlage entbehren würde, auf Grund des Artikel 103 des Bundes-

Verfassungsgesetzes Veranlassung getroffen, daß der Landeshauptmann in Kärnten die 

Verordnung der Bundesregierung vorlege. Um die sich nach der Sachlage voraussichtlich 

ergebende Anfechtungsklage gegen die Verordnung beim Verfassungsgerichtshofe noch in 

dessen bevorstehenden außerordentlichen Session anhängig machen zu können, stelle Redner 

schon jetzt den Antrag, der Ministerrat wolle beschließen: 



95 – 1921-06-14 

„Die Bundesregierung erhebt gegen die in Rede stehende Verordnung der Kärntner 

Landesregierung die Anfechtung gemäß Artikel 139 des Bundes-Verfassungsgesetzes beim 

Verfassungsgerichtshofe und beauftragt das Bundeskanzleramt, die Anfechtungsklage namens 

der Bundesregierung sofort einzubringen.“ 

Der Ministerrat beschließt im Sinne des gestellten Antrages. 

 

9. 

Forderungen der Post- und Eisenbahnbediensteten sowie der Bundesangestellten des 

Verwaltungsdienstes auf Gewährung von Vorauszahlungen. 

Über Auftrag des V o r s i t z e n d e n berichtet Ministerialrat W i l f l i n g, daß 

entsprechend dem Auftrage des Ministerrates vom 3. Juni d. J. vertrauliche Verhandlungen 

mit den Personalvertretern von Post und Eisenbahn über die Vereinheitlichung des 

Besoldungsschemas für die Gesamtheit der Bundesangestellten stattgefunden haben. Bei 

diesen Besprechungen sei es gelungen, die Zustimmung der Verkehrsangestellten für ein 

gemeinsames Gehaltsschema zu erreichen, das sich in den unteren Gruppen mit den 

Gehaltssätzen bei den Bundesbahnen decke, von Gruppe 15 aber mäßig über diese Sätze 

hinausgehe und in der Gruppe 19 einen Gehalt von 70.000 Kronen immer unter 

Zugrundelegung eines 100 prozentigen Ortszuschlages vorsehe. Die Personalvertreter haben 

jedoch die Zusicherung, dafür eintreten zu wollen, daß aus der sich nach dem neuen Schema 

für das Verkehrsressort ergebenden Erhöhung der Gehalte in den oberen Gruppen nicht die 

Forderung nach Erhöhung der Gehalte auch in den unteren Gruppen abgeleitet, also das 

jetzige Spannungsverhältnis zugunsten des Spannungsverhältnisses der allgemeinen 

Besoldungsordnung aufgegeben werde, von der Bedingung abhängig gemacht, daß den Post- 

und Eisenbahnbediensteten noch im Laufe dieses Monates gewisse Vorauszahlungen 

zukommen, um die jetzt die Telegraphenangestellten vor ihnen begünstigt seien. In Frage 

kommen ein Betrag von 900 Kronen, den die Telegraphenbediensteten im August des 

vergangenen Jahres als Ersatz für die nicht in natura beigestellten Dienstkleider erhalten 

haben, dann eine Vorauszahlung von 2000 Kronen vom April d. J., die gleichfalls eine 

Ablösung für Dienstkleider bildete, und schließlich ein Betrag von 2000 Kronen der auf die 

Besoldungsreform erhaltenen Vorschüsse, der den Telegraphenangestellten, abweichend von 

dem Vorgange bei den anderen Gruppen nicht von den Durchrechnungsbeträgen abgezogen, 

sondern weiter gestundet worden sei. Von den erwähnten Posten seien die beiden 

letztgenannten weder den Eisenbahn- noch den Postbediensteten zugute gekommen. Den 

Betrag von 900 Kronen dagegen haben nachträglich wohl die Postbediensteten, nicht aber 
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auch die Eisenbahnbediensteten erhalten. Infolgedessen nehmen nunmehr die 

Eisenbahnbediensteten Vorschüsse in der Höhe von 5100 Kronen und die Postbediensteten im 

Betrage von 4200 Kronen in Anspruch. Die Personalvertreter erwarten im Laufe des 

morgigen Tages eine Zusage der Bundesregierung, widrigenfalls sie sich jeder Bindung 

hinsichtlich der Gehaltssätze der Besoldungsordnung als ledig betrachten und daran gehen 

würden, ihre Wünsche durch gewerkschaftliche Zwangsmittel durchzusetzen. Es stehe also zu 

befürchten, daß das in mühsamen Verhandlungen erzielte Einverständnis mit den 

Verkehrsangestellten über die Vereinheitlichung der Gehaltssätze wieder verloren gehe und 

damit vielleicht die letzte Gelegenheit versäumt werde, dem sehr wesentlichen Interesse der 

Bundesfinanzen Rechnung zu tragen, die Gehaltssätze der Verkehrsangestellten mit den 

Gehaltssätzen der übrigen Bundesangestellten in Übereinstimmung zu bringen. 

In Anbetracht dieser Umstände sei die interministerielle Kommission zu dem Antrag 

gelangt, der Ministerrat wolle den Bediensteten von Post und Eisenbahn jene Beträge, mit 

denen sie bisher hinter den Telegraphenangestellten zurückgeblieben sind, gegen Abrechnung 

in den gleichen Terminen und unter den gleichen Bedingungen, wie sie den 

Telegraphenangestellten zugestanden werden, als Vorschüsse gewähren. 

Die Forderung nach Bewilligung der erwähnten Vorauszahlung sei auch von den 

Organisationen der übrigen Bundesangestellten aufgegriffen worden. Bei den Verhandlungen 

sei es aber gelungen, eine Einschränkung dahin durchzusetzen, daß die Bundesangestellten 

des Verwaltungsdienstes sich nunmehr mit einer Vorauszahlung von 2200 Kronen begnügen. 

Dieser Betrag solle von den Durchrechnungsbeträgen nach der Besoldungsordnung nicht 

abgezogen, sondern für den gleichen Zeitraum, wie den Telegraphenbediensteten gestundet 

bleiben. Wegen des inneren Zusammenhanges glaube die interministerielle Kommission dem 

Ministerrate auch die Erfüllung dieses Begehrens in Antrag bringen zu sollen. 

B.-M. Dr. G r i m m äußert die Besorgnis, daß die verlangten Vorauszahlungen zu 

wiederkehrenden Zuwendungen werden und damit zu einer weiteren Steigerung des 

Mehraufwandes aus der Besoldungsordnung führen könnten. Außerdem fehle gegenwärtig für 

derartige Auslagen jede Bedeckung, so daß sich der sprechende Minister außerstande sehe, 

Mittel für diese Zwecke zur Verfügungen zu stellen. 

Der V o r s i t z e n d e sowie B.-M. Dr. R e s c h anerkennen, daß den vorgetragenen 

Forderungen im Hinblicke auf die Behandlung, die den Telegraphenangestellten zuteil 

geworden sei, eine gewisse Berechtigung innewohne. Die Angelegenheit überschreite jedoch, 

zumal vorerst die Bedeckungsfrage gelöst werden müsse, den Aufgabenkreis eines im Stande 

der Demission befindlichen Kabinettes und könne daher von der gegenwärtigen Regierung 
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nicht mehr ausgetragen werden. 

In der weiteren Debatte verweisen die B.-M. V a u g o i n und Dr. P e s t a sowie die 

Ministerialräte Dr. F e i l e r und Dr. A i g n e r darauf, daß die Verwaltung ein eminentes 

Interesse daran habe, die jetzigen Unterschiede in den Gehalten zwischen den 

Verkehrsangestellten und den Angestellten des Verwaltungsdienstes zu beseitigen, weil es nur 

auf diese Weise möglich werden könne, in die Besoldungsverhältnisse die dringendst 

gebotene Stabilität zu bringen. Um dieses Ziel zu erreichen, sollte selbst eine einmalige 

größere Aufwendung, die doch nur den Charakter einer Vorschußzahlung trage, 

hingenommen werden. 

Der Ministerrat tritt schließlich dem Vorschlage des V o r s i t z e n d e n bei, die 

Personalvertreter und die Organisationen durch die interministerielle Kommission 

verständigen zu lassen, daß die derzeitige Bundesregierung, da sie nur zur Weiterführung der 

laufenden Geschäfte berufen erscheine, sich nicht in der Lage sehe, über die in Anspruch 

genommenen Vorauszahlungen eine Entscheidung zu treffen. Die Bundesregierung sei jedoch 

bereit, die Angelegenheit dem Hauptausschusse zur Schlußfassung vorzulegen, knüpfe daran 

aber die Bedingung, daß die Verkehrsangestellten ihre Zustimmung zu der vereinbarten 

Vereinheitlichung des Gehaltsschemas aufrecht erhalten. 

 

10. 

Gesetzesbeschlüsse des oberösterreichischen Landtages, betreffend ein 

Fremdenabgabegesetz, und des Salzburger Landtages über die Aufnahme eines 80-Millionen-

Darlehens der Stadtgemeinde Salzburg. 

Über Antrag des Bundesministers für Inneres und Unterricht beschließt der Ministerrat, 

gegen den Gesetzesbeschluß des oberösterreichischen Landtages vom 24. Mai 1921, 

betreffend die Einhebung einer Abgabe von den im Jahre 1921 in Oberösterreich Aufenthalt 

nehmenden Fremden (Fremdenabgabegesetz), weiters gegen den Gesetzesbeschluß des 

Salzburger Landtages vom 29. April d. J., über die Aufnahme eines 80-Millionen-Darlehens 

seitens der Stadtgemeinde Salzburg einen Einspruch nicht zu erheben und der sofortigen 

Verlautbarung dieser Gesetzesbeschlüsse zuzustimmen; desgleichen stimmt der Ministerrat 

der Mitwirkung der Bundesbehörden beim Vollzuge des ersterwähnten Gesetzesbeschlusses 

zu. 

 

11. 

Entwurf eines Bundesgesetzes über die Erhöhung der Geldstrafen im Verwaltungsstrafrechte 
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(Verwaltungsstraferhöhungsgesetz). 

B.-M. Dr. R a m e k begründet die Notwendigkeit, im Verwaltungsstrafverfahren eine der 

Geldentwertung angepaßte Erhöhung der Strafsätze eintreten zu lassen, und erbittet sich die 

Ermächtigung des Ministerrates, zu diesem Behufe einen im Einvernehmen mit dem 

Bundeskanzleramte und dem Bundesministerium für Justiz ausgearbeiteten Gesetzentwurf im 

Nationalrat einbringen zu dürfen. Der sprechende Minister erläutert die wesentlichsten 

Bestimmungen der Vorlage und betont dabei, daß entsprechend der Teilung der 

Strafkompetenz zwischen Bund und Ländern der Wirksamkeitsbeginn der Neuregelung durch 

eine Verordnung bestimmt werden solle, deren Erlassung erst für den Zeitpunkt in Aussicht 

genommen sei, bis auch die Länder für den ihrem Gesetzgebungsbereiche unterliegenden Teil 

des Verwaltungsstrafrechtes gesetzliche Verfügungen getroffen haben, die mit den §§ 1 und 3 

des Entwurfes übereinstimmen. 

Der Ministerrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 
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Ministerprotokoll Nr. 95a vom 14. Juni 1921, 8 Uhr abends 
Mitschrift 95b enthält keine neuen Aspekte. 

 
1) Mayr: Helden von Shaw: Der bulgarische Gesandte hat gebeten, auf die Gefühle der 
Bulgaren Rücksicht zu nehmen, die für uns die Freundschaftlichsten sind, auch in 
militärischer Beziehung können wir von Bulgarien manches haben. Sie weisen auf Bündnis 
hin. Gesandter bittet dringend, dass in einem Staatstheater das Stück nicht weiter aufgeführt 
wird. Ich lege diese Bitte dem Ministerrat zur Beschlussfassung vor. 
 
Heinl: Die Sache ist eine große Geschmacklosigkeit. Wenn man von einem verbündeten Staat 
behauptet, dass sich die besten Leute nicht waschen, so wirkt das aufreizend. Ich habe die 
Aufregung der Bulgaren begriffen. Habe mit Weiskirchner gesprochen, es wäre zweckmäßig, 
wenn man sich zu einer Entschuldigung aufschwingen würde. Vetter hat gesagt, er wird etwas 
tun, um die Massen zu beruhigen, nachdem es nicht geschehen zu sein scheint, sollte etwas 
geschehen. Durch eine solche Stellung der Staatstheaterverwaltung sind alle möglichen 
Konflikte möglich. Unterrichtsverwaltung sollte eine Zensur der Stücke vornehmen. Ich würde 
bitten, diese Erwägung zu berücksichtigen. 
 
Breisky: Ich hätte keine Einwendung die Helden einzustellen. Literarisch ist es nicht so 
wertvoller Text. Bezüglich der allgemeinen Frage habe ich mir schon Gedanken gemacht. Es 
ist noch keine Handhabe dafür gegeben, da Glöckel bei der Errichtung der 
Staatstheaterverwaltung dem Präsidenten durch ein Statut eine ganz exempte Stellung mit 
voller Selbständigkeit gegeben hat. Ingerenz wäre wünschenswert. Ich werde mich mit Vetter 
ins Einvernehmen setzen, um Einflussnahme in dem Sinn zu sichern - künstlerisch lässt sich 
der Direktor nichts dreinreden - dass man vom politischen Standpunkt aus auf Stückwahl 
Einfluss übt. 
 
Mayr: In diesem Einzelfall sprechen außenpolitische Momente dafür, die weitere Aufführung 
einzustellen. 
 
Ramek: Wenn die Polizei die Zensur gehabt hätte, so hätte sie dieses Stück nicht zugelassen. 
 
Mayr: Die Polizeidirektion ist gegen Aufführung. 
 
Ramek: Der Polizeipräsident hat den Skandal vorausgesehen, es ist das Stück so, dass es die 
Bulgaren verletzen muss. Sie sind unser einziger Freund im Osten. Sie haben 1100 Studenten 
in Wien. Die Zeitung hat mitgeteilt, dass sich auch ein Mitglied der Geschäftsstelle an 
Demonstration beteiligt hat. Das ist nicht richtig. Die Demonstration war in gewissen 
taktvollen Grenzen gehalten. Mit Rücksicht auf außenpolitische Verhältnisse bitte ich Stück 
abzusetzen. 
 
Mayr: Ministerrat ist einverstanden. Es wird veranlasst, dass Stück abgesetzt wird. Es soll 
sang- und klanglos verschwinden, bitte die außenpolitische Seite zu betonen. 
 
2) Mayr: Gesetz betreffend Verfassungsgerichtshof. Vorlage ist eingebracht, die Verordnung 
scheint sehr dringlich, weil Verfassungsgerichtshof rege neue Fälle zuweist, die in dem 
Verfahrensgesetz nicht berücksichtigt sind. Nun muss aufmerksam gemacht werden auf den 
Verfassungsgerichtshof über Verfassungsmäßigkeit von Gesetz, Überprüfungsrecht von den 
Verordnungen. Der Ministerrat enthält neben allgemeinen Bestimmungen spezielle 
Bestimmungen über die Regelung des Verfahrens in den einzelnen Materien. Die bisherigen 
Erfahrungen wurden in diesen neuen Materien berücksichtigt und es wurde der 
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Verfassungsgerichtshof an der Überarbeitung des Gesetzesentwurfes beteiligt. Eine 
schwierige Frage ist die Zusammensetzung des Verfassungsgerichtshofes. 
Lege diese Mitteilung vor, es wäre beabsichtigt, diese Mitteilung zu veröffentlichen, damit 
eine Beruhigung in diesen Kreisen eintritt. Leider war da eine große Indiskretion gewesen, 
indem in der Presse die politischen Momente, welche Fröhlich im Kabinettsrat angeführt hat, 
Details abgedruckt waren, was die Verhandlungen im Nationalrat sehr erschweren werden. 
Mit der Mitteilung an die Presse zur Berichtigung sind die Herren einverstanden. 
 
3) Heinl: Kommerzialrat Roth. 
 
4) Breisky: Erbitte Ermächtigung das Bundesgesetz einbringen zu dürfen über Dotation der 
katholischen Seelsorger. 
Genehmigt mit Zusatz. Dabei stimmt der Ministerrat zu … 
 
5) Vaugoin: Arsenal, 
 
Mayr: Wir kehren zurück in die Zeiten Deutsch, wenn in jeder Sitzung ein Konflikt mit 
Heeresamt ist. 
 
Heinl: Vaugoin hätte zweckmäßiger getan, wenn er von seinem Ressortstandpunkt eine 
Besprechung einberufen hätte. Die Briefe sind den Referenten zugekommen und diese haben 
nicht die Bedeutung beigemessen. Ich muss feststellen, dass Ministerrat Beschluss gefasst hat, 
aber die Durchführung geschieht durch die Referate. Das Heerwesen glaubt, dass die 
gemeinwirtschaftliche Anstalt, die Werte, die ihr übertragen werden, nicht staatliches 
Eigentum sind. Da muss ich feststellen, dass das Eigentum staatliches Eigentum bleibt und 
von dem Objekte durch die Werke nichts veräußert werden könne. Wir haben einen eigenen 
Ausschuss. Es ist vielleicht Überschreitung der Referate auch jene Objekte in die 
grundbücherliche Übertragung einzubeziehen, die nicht vom Heerwesen benützt werden. Es 
ist eine Verkennung der Sachlage zu behaupten, dass das Eigentum ein anderes geworden ist, 
es ist eine Übertragung an die Österreichischen Werke, die vom Staat geführt wird. Es wäre 
viel zu weitgehend, die Anträge Vaugoins anzunehmen. Ich schlage vor, dass wir die 
einzelnen Referate nach Punkt 6 zusammentreten lassen, eventuell auch Vertreter des 
Bundeskanzleramtes zusammentreten und feststellten, inwieweit der Ministerratsbeschluss 
nicht durchgeführt wurde. Wenn er nicht durchgeführt wurde oder überschritten wird, das 
richtig zu stellen. 
 
Grimm: Schließe mich Heinl an. Ich glaube es ist ein Übersehen vorgefallen, es ist zu rasch 
gearbeitet worden. Ähnlich verhält es sich mit der ? Fabrik, die auch in der 
gemeinwirtschaftlichen Gesellschaft drinnen ist. 
 
Vaugoin: Es ist von mir der Weg als ultima ratio gewählt worden. Ich habe nicht als erste Tat 
Heinl im Kabinettsrat angeschlossen, sondern ich habe ihn vorher wiederholt brieflich 
betrieben. So einfach steht die Sache nicht, gehört dem Staat, gehört dem Staat. Gewiss hat es 
dem Staat gehört, jetzt nicht mehr, denn die Österreichischen Industriewerke sind nicht 
ausschließlich Staatseigentum, sie sind gemeinwirtschaftliche Anstalt, in welcher auch 
Privatkapital vertreten ist. Die Arbeiter sollen Einlagen bekommen. Diese Industriewerke 
arbeiten passiv und die Geschichte geht nicht glänzend. Wenn der Staat ständig darauf zahlt, 
wird es schwer sein, wenn es Privatbetrieb wird, kann es eher in private Hände übergehen. Es 
beginnen schon die Schwierigkeiten. Das Arsenal ist zur Benützung der Heeresverwaltung da, 
jetzt macht man den Truppen Schwierigkeiten, man wird als lästige Partei in einem Haus 
betrachtet, das dem Heer eigentlich gehört. Zwischen Staatseigentum und Eigentum einer 
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Gemeinwirtschaft ist doch ein Unterschied. Wenn Ministerrat feststellt, dass Verhandlungen 
zu pflegen und Einvernehmen danach herzustellen ist, so bin ich damit einverstanden. 
Schwierigkeiten in Bezug auf die unbedingt benötigten Gebäude will ich nicht machen, ich 
kann aber nicht zugeben, dass das, was Heer braucht, grundbücherlich an andere übertragen 
wird. 
 
Ramek: Mich interessiert nur, dass die Sitzungen nicht mit Ministerratsbeschluss 
übereinstimmen. Ich weiß nicht, wie das Innere denn die Statuten genehmigen sollte. Ich 
unterstütze Heinl, bitte aber, dass auch Inneres beigezogen wird. 
 
Mayr: Es liegt Antrag vor, dass Heerwesen, Finanz, Handel und Inneres sich mit der Frage 
beschäftigen und die gestellten Anträge durchnimmt und das Elaborat ist herausgegangen als 
Basis für weitere Verhandlungen. Dann hat eines Tages Minister Vertrag gewünscht. Der 
Vertrag wurde aus Depot geholt und ich habe gesehen, dass der Vertrag noch nicht fertig ist. 
Die Grundzüge sind fertig, der Inhalt ist auch nicht fertig. Minister hat das gewünscht, ich 
habe ihm gesagt, dass der Vertrag noch nicht fertig ist. Minister hat den Akt genommen und 
lesen wollen. 
 
Paltauf: Warum wurde mit Finanzpräfektur nicht Fühlung genommen. 
 
Pantz: Das ist, weil uns niemals überlassen. 
 
Grimm: Warum wurde mit Finanzamt nicht Fühlung genommen. Resch hat das schon beim Kr 
Vertrag erledigt. Ich glaube, Joas hat Haueis ersucht, den Vertrag mit Finanzministerium zu 
verhandeln. Es wurde geantwortet, dass der Vertrag in den Ministerrat kommen soll und das 
ist auch an dem Tag geschehen. 
 
Resch: Wie ist die Geschäftsführung im Amte. Muss das Referat nicht den Auftrag des 
Ministers schriftlich niederlegen und ein Votum ausarbeiten. Es muss gleich der Antrag 
aktenmäßig festgelegt werden. 
 
Pantz: Das ist bei solchen Vertragsverhandlungen sehr schwierig. Die ersten Verhandlungen 
waren bei Stöckler auf Basis des Kr Vertrages. 
 
Resch: Auch diese Verhandlungen müssten doch aktenmäßig festgelegt werden. 
 
Pantz: Der Akt war aber nicht fertig, es war erst die Grundlage für den Akt gegeben. 
 
Haueis: Bei der Vorlage wurde mir nicht gesagt, dass das nur ein Entwurf ist. Es war nur 
gesagt worden, dass die Verhandlungen mit Steiermark gepflogen wurden und der Vertrag 
nun abgeschlossen wird. Ich habe nach 14 Tagen den Vertrag unterschrieben zurückgegeben, 
erst dann wurde mir gesagt, er ist noch nicht fertig, er braucht noch einen Nachtrag. Wäre 
mir gesagt worden, es ist nur ein Entwurf, dann hätte ich ihn nicht unterschrieben. Dann ist 
noch der Nachtrag gemacht worden. Als ich den Nachtrag bekam, wurde gesagt, es sind noch 
andere Bezüge dazugekommen und wir haben bessere Bedingungen bekommen. 
 
Resch: Pantz hat gesagt, der Vertrag ist nicht Apport. Jetzt ist herausgekommen, dass ein 
Nachtrag gemacht wurde. Das ist aber etwas anderes als das Adaptieren des Vertrages. 
Wenn ein Zusatz mit neuen Gebieten kommt, so ist das kein Entwurf des Vertrages. Ist die 
Forst- und Domänendirektion nicht gefragt worden, ob dieser Vertrag den Staatsinteressen 
entspricht. 
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Pantz: Der Vertrag ist vom technischen Departement ausgearbeitet worden. Die 
Forstdirektion hat anfangs mitgewirkt und eine Bestimmung hinein gebracht, die jetzt 
bekämpft wurde. Später hat er erklärt, er wirkt nicht mit, weil er mit dem Vertrag nicht 
einverstanden ist. Das steht auch im Akt drinnen. 
 
Resch: Das sind eigentlich die Fachleute, die die Verwaltung zu führen haben. Das hätte im 
Ministerrat doch gesagt werden müssen. 
 
Grimm: Das Annehmliche wäre es, dass die Forstdirektion die Verträge verhandelt und 
schließt. Wir haben die Bedingungen formuliert. 
 
Pantz: Die technischen Grundlagen sind vom Fachdepartement gegeben worden. Darauf 
habe ich keinen Einfluss genommen. 
 
Grimm: Wenn eine Bemängelung berechtigt ist, dann wäre das Verschulden in erster Linie 
den Referenten Schollmayer treffen. 
 
Paltauf. Mit wem wurde der Vertrag abgeschlossen; mit einzelnen Personen oder Vertretern 
industrieller Unternehmungen. 
 
Pantz: Er wurde geschlossen mit Vertretern industrieller Unternehmungen, die ein Konzern 
gebildet hat. Sie wollen die Proponenten für eine zu bildende Aktiengesellschaft. 
 
Ramek: Der Proponent handelt immer nur als Vertreter einer zu bildenden Gesellschaft. Der 
Vertrag wird also hinfällig, wenn die Gesellschaft nicht zustande kommt. Der Proponent 
erwirbt aus dem Vertrag keine Rechte, sondern nur die Gesellschaft. Berechtigt wird nur die 
zu gründende Aktiengesellschaft. 
 
Haueis: Ich habe den Vertrag unterschrieben wie er noch keine andere Unterschrift hatte und 
habe ihn so Pantz übergeben. Der Herr hat dann die Unterschriften nachgetragen, Pantz hat 
auch den Nachtrag gemacht, die Unterschriften eingeholt und mir dann zur Unterschrift 
vorgelegt. Ich sagte dann, ich muss den Ministerrat … 
 
Grimm: War das erst das Konzept oder die Vertragsurkunde. 
 
Pantz: Das war der Vertragsentwurf. 
 
Grimm: Dann muss doch der Minister erst die Urkunde unterschrieben haben. 
 
Pantz: Das war die Urkunde. Durch die Unterschrift wurde es zur Urkunde. 
 
Vaugoin: Wie ist denn dann der Aktengang. Es wird also ein Konzept gemacht, das zugleich 
die Urkunde ist. Es muss doch ein Akt sein, der Minister muss das Konzept genehmigen, dann 
wird es rein geschrieben und dann erst die Unterschrift unter die Urkunde gesetzt werden. 
 
Pantz: Es waren schon mehrere Formulare da, das eine habe ich ihm gebracht. 
 
Vaugoin: Wie könnte es sein, dass der Minister Konzept und Urkunde genehmigt hat. 
 
Grünberg: Nach Darstellung Pantz habe ich den Eindruck, als ob Minister ein als Konzept 
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gedachtes Vertragspapier unterschrieben hat zu einer Zeit, wo der Akt noch nicht fertig 
gestellt war. 
 
Vaugoin: Haben Sie Minister nicht aufmerksam gemacht, dass das nicht hinausgehen kann. 
Der Fehler liegt nicht aufseiten des Ministers. Der Minister hat das Konzept genehmigt. Da 
liegt dann ein Fehler im Amte. 
 
Haueis: Mir ist App. des Vertrages vorgelegt worden, es ist mir aber nicht gesagt worden, 
dass sei nur ein Konzept, sondern das ist der Vertrag. Ich habe es unterschrieben. Wenn es 
nur ein Entwurf gewesen wäre oder nur ein Konzept, so hätte man doch müssen sagen, das ist 
nur der Entwurf und nicht, ich werde jetzt die Unterschrift der anderen einholen. Die 
Unterschrift der Proponenten hat Pantz eingeholt und wenn er weiß, dass das nur ein Entwurf 
ist, dann ist er nicht berechtigt, die Unterschrift der anderen darauf setzen zu lassen. 
 
Vaugoin: Ich lege nicht so sehr den Wert auf das Formalistische. Haueis muss das nicht 
bekannt gewesen sein, dass das ein Konzept war. Pantz aber muss bekannt gewesen sein, dass 
das nur ein Konzept war, aber dass sofort die Unterschrift der Proponenten eingeholt wurde, 
das muss den Eindruck erwecken, dass es nicht so sehr dem Minister als dem Beamten, der 
das eingeholt hat, darum zu tun war, den Vertrag rasch zum Anschluss zu bringen. Es wurde 
sogar das Konzept verwendet, um den Vertrag zustande zu bringen. Pantz war bekannt, dass 
nicht unter Haueis das Konzept fertig gestellt wurde, sondern unter Hö und dass alles andere, 
was dazugekommen ist, eine Sache war, die eigentlich Haueis nicht wusste als er das Konzept 
unterschrieben hat. Warum hat Sie Herr Präsident Pantz ein Papier, das als Konzept bekannt 
war, warum ist darauf die Unterschrift der Parteien eingeholt worden. 
 
Pantz: Das ist nicht beschleunigt geschehen, sondern bei Beendigung der 
Nachtragsverhandlung am 11. Februar. Minister hat 25. Jänner unterschrieben. Die anderen 
am 11. Februar. Die Proponenten haben gesagt, sie haben die Verständigung, dass der 
Vertrag unterschrieben ist. Wer sie verständigt hat, weiß ich nicht. 
 
Grünberg: Trotzdem ist der Akt nicht fertig gestellt worden. 
 
Vaugoin: Es ist also zuerst der Vertrag geschlossen worden und dann der Akt rekonstruiert. 
Es muss also jemand ein Interesse haben, dass er die Unterschrift des Ministers ausnützen 
will. 
 
Ramek: Man hätte doch Zeit gehabt, den Nachtrag in den Vertrag hinein zu bringen. 
 
Pantz: Die Proponenten haben sich auf den Standpunkt gestellt, dass mit der Unterschrift des 
Ministers der Vertrag fertig sei. 
 
Grünberg: Wann hat Schollmayer die Verhandlungen in die Hand genommen. 
 
Pantz: Nachdem Hö über die Grundzüge verhandelt hatte. 
 
Mayr: Ist an den persönlichen Vorwürfen etwas dran. 
 
Pantz: Ich habe nicht den Eindruck. Schollmayer hat wesentliche Verbesserung im Vertrag 
erzielt. 
 
Grimm: Im Ausschuss ist der Eindruck, dass, besonders dass sich herausstellt, dass der 
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Advokat der Schwiegersohn ist, gewisse Bedenken laut wurden. Meinen Sie nicht, dass es vom 
persönlichen Standpunkt Schollmayers und in der Sache selbst von Vorteil wäre, die spezielle 
Untersuchung zu verlangen. Wäre es nicht entsprechend ihn während der Untersuchung zu 
suspendieren und dann die spezielle Untersuchung einzuleiten. 
 
Pantz: Es ist sehr schwer, es wird einen peinlichen Eindruck machen. Er ist allein auch 
informiert. 
 
Heinl: Nach meinen Mitteilungen stehen die Referenten auf dem Standpunkt, dass der Vertrag 
kein günstiger ist. Wird dieser Standpunkt auch im Unterausschuss vertreten.  
 
Vertrag als das unter den Umständen bestmögliche vertreten, gestützt auf das Gutachten der 
Referenten. Entscheidung über Ersuchen Schollmayers vorbehalten bis nach Abschluss der 
Untersuchung. 
 
6) Holzabstockungsverträge. 
Grimm: Es ist jetzt der Untersuchungsausschuss wegen Holzabstockungsvertrag. Der 
Vertreter des Finanzministeriums ist in peinlicher Lage. Der ganze Gang der Verhandlungen 
geht anscheinend dahin, dass die Verträge, besonders der nordsteirische Vertrag, zu 
Ungunsten des Verkehrs ist. So lauten die Gutachten, die Sache ist zum Großteil politisch. 
Der Vertreter des Finanzministeriums müsste Aufklärungen geben und auch verlangen. Ich 
habe ihm ausdrücklich die Weisung gegeben, selbständig keine Einräumungen zu geben, 
sondern nur Aufklärungen zu geben und zu verlangen, damit ich dann im Ministerrat Antrag 
stellen kann. Dass seine Stellung ausgenommen ist, liegt in der Natur der Sache, weil der 
Vertrag für Verkehr nicht günstig ist. Von allem Anfang an, schon bei der Bereisung – es war 
kein Finanzvertreter dabei – ist jede Schuld auf das Finanzministerium abgewälzt. Diese 
Vorwürfe haben sich dann im Ausschuss fortgesetzt und es ist eine Spannung zwischen 
Landwirtschaft und Finanzministerium entstanden. Ich stelle fest, dass ich weitere Weisungen 
meinem Vertreter nicht geben kann, er muss pflichtgemäß vorgehen. Ich habe ihm gesagt, 
dass es eine politische Sache ist, gerichtet gegen die heutige Regierung. Heute ist mir 
gemeldet worden, dass bei der heutigen Besprechung gewisse Vorfälle sich ergeben haben, es 
wurde festgestellt, nachdem es geleugnet wurde, dass in der Konstituierung der Gesellschaft 
der Schwiegersohn des Schollmayer mitgewirkt hat, dann dass auf der Gegenseite der Vetter 
Pantz interveniert hat. Das wird im Ausschuss und nachher besprochen, der Finanzvertreter 
wird bestürmt, es wird in den Zeitungen besprochen. Es ist für die Regierung nicht günstig, 
alles so laufen zu lassen ohne irgendwie dazu Stellung zu nehmen. Nachdem solche Vorwürfe 
gegen Pantz und Schollmayer erhoben wurden, wäre es vielleicht zweckmäßig, beide vom 
Amte zu suspendieren. Es wäre das Zweckmäßigste für den Gang der Verhandlungen, sie 
sitzen beide formell als Angeklagte im Ausschuss. Das ist unmögliche Situation für die beiden. 
Ich habe die Empfindung, dass man beide Herren bitten sollte, für die Dauer der Erhebungen 
vom Amte zurückzutreten. Das Ergebnis des Ausschusses wir sein, dass ihre Suspendierung 
eintreten müsste und dass sie im eigenen Interesse die Einleitung des Zivilverfahrens 
verlangen. Sie könnten es schon jetzt verlangen, und man könnte sie suspendieren. Man sollte 
ihnen das nahelegen, damit man sie suspendieren kann. 
 
Grünberger: Ich weiß von der Sache nur aus den Zeitungen. Unbefangen habe ich die 
Arbeiterzeitung gelesen und habe das Gefühl, dass es ganz unmöglich ist Angriffe in dieser 
vehementen Form, wie sie gegen Schollmayer erhoben sind, hinzunehmen. Ich habe eigentlich 
erwartet, dass ein solcher Beamter ganz spontan um die Disziplinaruntersuchung bittet. 
 
Haueis: Wegen Disziplinaruntersuchung kann ich nur sagen, während der heutigen Sitzung 
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ist Hofrat Schollmayer indirekt vorgeworfen worden, er hätte sich, um Zustandekommen des 
Vertrages zu ermöglichen, bestechen lassen. Die Behauptung ist von keiner Seite bewiesen 
worden. Er hat erklärt, die Behauptung wäre unrichtig, der Untersuchungsausschuss soll sich 
mit der Sache befassen und er wird feststellen, dass nichts daran ist. Er hat auch während 
Verhandlungen gesagt, der Minister soll gegen ihn Disziplinaruntersuchung einleiten. Dann 
ist aber festgestellt worden: die Interpellationsbeantwortung hat stattfinden sollen, ist vom 
Finanzministerium die Interpellation Ebner mitgeteilt worden und die Herren des 
Landwirtschaftsministeriums haben gesagt, wir haben die Interpellation nicht bekommen und 
vom Finanzministerium ist erst im letzten Augenblick ins Landwirtschaftsministerium zur 
Berichterstattung geschickt worden. Damals hat man mir das gesagt, ich habe aufgrund 
dessen gesagt im Ausschuss, das Finanzministerium hat es unterlassen, uns rechtzeitig 
Mitteilung zu machen. Eisler hat aber festgestellt, die Interpellation ist dem 
Ackerbauministerium vom Bundeskanzleramt mitgeteilt worden, wo ist dann die Äußerung. 
Mir wurde aber gesagt, wir haben keine. Ich habe aufgrund der Äußerung Eislers Aufklärung 
im Ministerium verlangt, darauf ist die Interpellation zum Vorschein gekommen und es hat 
geheißen, die Interpellation ist in Verstoß geraten. Nun soll untersucht werden, durch wessen 
Verschulden die Interpellation in Verstoß geraten ist. Der schuldige Beamte soll gemaßregelt 
werden. Dann ist im Oktober von Ellenbogen im Ministerrat gefragt worden, man spricht 
davon, dass im Salzachtal Holzabstockung vergeben werden soll mit längerfristigen 
Verträgen. Wenn es richtig ist, wer wird diese Holzabstockung bekommen. Das 
Ackerbauministerium hat damals im Ministerrat durch Sektionschef Deutsch geantwortet, es 
ist doch nichts von Verträgen bekannt und er wird beim nächsten Kabinettsrat darüber 
Aufklärung haben. Im nächsten Ministerrat hat er gesagt, es sind keine solchen Verträge im 
Zuge. Heute hat sich aber herausgestellt, dass tatsächlich solche Verhandlungen gepflogen 
wurden. Diese beiden Momente sind sehr bedenklich, denn man hat in beiden Fällen direkt 
die Unwahrheit gesagt. Die Sache geht entschieden gegen die Partei. Der Hofrat Schollmayer 
fängt an, die Schuld auf den Minister zu schieben und beruft sich darauf, er habe den Vertrag 
verbessert. Ich habe den Vertrag unterschrieben wie er mir vorgelegt wurde. Dann ist man 
mit einem Nachtrag gekommen, worüber ist nicht gesagt worden. Ich wollte die 
Verantwortung nicht alleine tragen und wollte es in den Ministerrat bringen. Dann hat der 
Ministerrat die Genehmigung erteilt und darauf habe ich den Nachtrag unterschrieben, den 
ersten ohne Ministerrat, den zweiten mit Ministerrat. Jetzt sagen sie, der Nachtrag ist eine 
Verbesserung, aber er hat auch seinen Grund, es sind aus den nächsten Gebieten die 
Waldungen einbezogen worden. Ich habe schon gewusst, dass man sich nun auf den Minister 
ausreden wird. 
 
Heinl: Ich glaube, die Entwicklung müsste sich feststellen lassen. irgendjemand muss ein 
Offert dem Ackerbauministerium überreicht haben. Das muss ein Referent bearbeitet haben 
und ein Votum geschrieben haben. 
 
Haueis: Es ist nichts Geschriebenes da, nicht einmal ein Vertragsentwurf. 
 
Heinl: Das wäre doch etwas ganz Abnormales, dass ein Referent einen Vertrag ohne Votum 
vom Minister unterschreiben lässt. Ich erinnere mich, dass Ellenbogen und ich wegen der 
Einbeziehung der Wörther Werke in den Vertrag interpelliert haben und den Antrag gestellt 
haben. Die Wörther Werke hatten einen Vertrag mit der Staatsforstverwaltung über 
bestimmte Holzmengen. Nun hätte diese Holzmenge übergeben werden sollen aus Gebieten, 
die unter den Vertrag fallen und daher hatten wir für die die Wörther Werke Interesse, dass 
sie einbezogen werden. Das hat auch den Anstoß zu dem Nachtrag gegeben. Nun weiß ich, 
dass damals der Präsident Hamburger, der schon den Vertrag in der Tasche hatte (schon 
damals war Angriff und dies hat dazu geführt, dass Nachtrag gemacht wurde). Nach meinem 
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Dafürhalten muss ein Votum vorliegen. Ich kann mir nicht vorstellen, dass der Beamte einen 
Vertrag ohne Votum zur Unterschrift gibt. Das gehört sofort unterlegt. Es muss doch 
aktenmäßig niedergelegt werden, denn der Vertrag kann auch jahrelang später angegriffen 
werden. 
 
Haueis: Ich habe keine Verhandlungen mit den Parteien gepflogen, ich habe auch keinen Akt 
gesehen. Der Akt ist aber doch da. 
 
Heinl: Ich muss mich auf den Referenten verlassen können und das muss durch Unterschrift 
festgehalten werden. 
 
Grimm: Die Finanzprokuratur wurde nicht zugezogen. Auf der Gegenseite ist der 
Schwiegersohn Schollmayers. 
 
Haueis: Ich habe das Empfinden, dass die Pensionierung Schollmayers die Lage wesentlich 
erleichtern würde. Die Großdeutschen und Sozialdemokraten vom Unterausschuss reden 
davon, Schollmayer hat Geld genommen. 
 
Ramek: Die ganze Geschichte ist ein Sauhaufen. Ich bin im Untersuchungsausschuss und 
habe bis zum Gutachten einen Einblick in die Entwicklung. Wir haben den Akt gesehen. Der 
Akt ist nicht ordnungsmäßig gearbeitet. Es ist ein Votum von Schollmayer da, aber ich 
glaube, es ist nicht einmal unterschrieben. Die Begutachtung des Vertragsentwurfs ist sehr 
günstig dargestellt. Es ist nicht zu entnehmen, wer der Antragsteller ist, es sind keine 
Verhandlungsprotokolle mit den Gegenkontrahenten. Zum Schluss war nur das Offert da, es 
sind nur Zettel, Das Votum setzt auseinander, dass der Vertrag aus Finanzinteresse nötig ist 
für den Staat, dass er besser ist als der Reichraminger Vertrag, der im Ministerrat genehmigt 
wurde und der nur deshalb günstiger ist, weil der Borkenkäfer dort eingedrungen ist. Die 
Reichraminger Gesellschaft zielt darauf, weil die Bestände vom Borkenkäfer devastiert sind. 
Ich hatte den Eindruck, dass juristisch und nur bei gegenseitigem Vergleich der Verträge und 
wenn man Schollmayer dazu nimmt, der jetzige Vertrag günstiger ist. Aber der Akt ist so 
gearbeitet, dass sich niemand darin auskennt, es ist ein Sauhaufen schlechtester Art. Die 
Finanzprokuratur hat den Akt nicht gesehen, es ist niemand gefragt, es wurde auch das 
Finanzministerium nicht gefragt, es hat keine andere Stelle Stellung dazu genommen. Das ist 
Sache des Ministerbeamten, den Akt ordnungsmäßig zu instruieren. 
 
Grimm: Im Votum müsste darin stehen, dass der Vorstand der Forstbereiche sich gegen den 
Vertrag ausgesprochen hat und die Teilnahme an der Ausarbeitung des Vertrages abgelehnt 
hat. 
 
Haueis. Der Verein der Forsttechniker hat Protest erhoben und der Forstbereich hat die 
Mitarbeit verweigert. 
 
Ramek: Im Untersuchungsausschuss hat Eisler behauptet, dass das Zustandekommen des 
Vertrags nur möglich war, weil maßgebende Beamte des Ackerbauministeriums bestochen 
waren. Dass die Sozialdemokraten den Vertrag so heftig angreifen, geht auf persönliche 
Mitteilungen zurück, weil Eisler und Hamburger in schärfster Feindschaft leben. Wie dem 
auch sei, diese Untersuchung wird nach meiner Überzeugung so enden, dass der Vertrag als 
ungünstig dargestellt wird und unmöglich gehalten werden kann. Es wird selbstverständlich 
die Schuld in der Öffentlichkeit den Christlich-Sozialen Parteien gegeben werden, aber von 
der Partei steht niemand hinter der Partei, die Beamten haben den Minister hineingelegt. 
Wenn es möglich ist, sollte man heute schon gegen die Beamten disziplinär vorgehen und 
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dann glaube ich, wenn das möglich wäre, würde es sich empfehlen, dass noch vor Abschluss 
der Untersuchung die Regierung selbst die Genehmigung widerruft. 
 
Grünberger: Wenn die Sache eine politische Wendung nimmt, so geht da hervor, dass ich in 
erster Linie die Beamten kalt stellen muss, aber dann darf ich den Abschluss der 
Untersuchung nicht abwarten dürfen. Die Person Schollmayer steht nicht das erste Mal in 
solcher Verwicklung. 
 
Resch: Es widerspricht allen Grundsätzen der Verwaltung, wenn so vorgegangen wird. Es 
muss ein Referent da sein, der hat den Akt zu instruieren, hat er das nicht getan, ist er schuld. 
Er müsste aufmerksam machen mindestens, dass die Forstdirektion dagegen ist, wenn er das 
nicht getan hat, dann ist er Schuld und er kommt in Disziplinaruntersuchung. Ich würde keine 
Minute warten, sondern wenn ich erfahre, dass der Referent mich nicht informiert hat, sofort 
suspendieren und ihn in Disziplinaruntersuchung ziehen. Pantz und Schollmayer sollen 
vorgeladen werden. 
 
Heinl: Beantrage, dass davor Pantz angehört wird. 
 
Haueis: Der Vertrag ist nach dem Muster von Reichraming abgefasst. Zuerst hat man mit 
Hruska verhandelt, dann mir der Nordsteirischen und nach langen Unterbrechungen ist der 
Vertrag mit Hamburger zustande gekommen. 
 
Heinl: Ich habe Pantz gefragt, wie der Aktenverkehr mit Ackerbauministerium sich vollzieht.  
Pantz sagt, die Verhandlung hat eingeleitet persönlich Stöckler. Es ist auf Basis des 
Reichraminger Vertrages der nordsteirische Vertrag eingeleitet worden. Da sind gewisse 
Vertragsrudimente festgelegt und im Departement verarbeitet worden. Mittlerweile ist das 
Kabinett gegangen, die Sache ist liegen geblieben, Haueis wurde ersucht, der Sache näher zu 
treten, auch Rintelen soll entgegen seiner Behauptungen interveniert haben. Haueis hat 
daraufhin Pantz den Auftrag gegeben über den Vertrag zu referieren. Pantz hat die [..] geholt 
und Minister übergeben. Minister hat das Übereinkommen zum Studium und nach einiger Zeit 
wurde wieder betrieben. Darauf hat Minister die [..] unterfertigt und die Parteien verständigt. 
Pantz machte aufmerksam, dass das nur die Basis des Vertrages ist und es notwendig sei, 
gewisse Anweisungen herbeizuführen. Dann entstand eben der Nachtrag, es kam in den 
Ministerrat, der Vertrag und der Nachtrag wurden genehmigt. Präsident Hamburger steht auf 
dem Standpunkt, dass er aus der Mitteilung des Ministers Recht habe. Das wurde aber nicht 
anerkannt, der Vertrag kam in den Ministerrat und die Sache ist dann formell 
hinausgegangen. 
 
Vaugoin: Es muss doch zuerst ein Konzept da gewesen sein und aufgrund dessen der Vertrag 
unterschrieben wurde. 
 
Heinl: Minister hat geglaubt, dass er den Vertrag unterschrieben hat. Pantz sagt, dass das 
das Konzept war. 
 
Mayr: Wir haben Sie gebeten, uns über das Entstehen des Vertrags Aufklärung zu geben. 
 
Pantz: Im Kabinettsrat ist bekannt, dass über Kr von Stöckler ein Vertrag abgeschlossen 
wurde um den Anfall der Käferhölzer rasch bewältigen zu können. Dieser Vertrag ist 
abgeschlossen und hat die Genehmigung des Kabinettsrats gefunden. Kurze Zeit darauf ist 
eine Gruppe von Papierindustrien, an der Spitze Hamburger, an das Landwirtschaftsamt 
herangetreten nach Anlage von Kr den Vertrag abzuschließen hinsichtlich der 
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nordsteirischen Gebiete. Stöckler hat über diese Offerte einige Male verhandelt und da sind 
die Grundlagen festgelegt worden. Die weiteren Verhandlungen haben dann stattgefunden bei 
mir und später bei Schollmayer. In diese Zeit fällt das Auftreten einer weiteren 
Interessentengruppe, die alle beigezogen wurden durch Forstrat Hruska. Der unternahm es 
alle Sägebesitzer in eine Gesellschaft zu bekommen und einen Holzabstockungsvertrag 
zustande zu bringen. Diese Gruppe ist mit Ackerbauministerium in Verhandlung getreten. Es 
wurde ihnen gesagt, es haben sich schon andere Interessenten beworben die hinweisen, dass 
sie ihre Papiererzeugung sichern wollen, was mit Rücksicht auf die Versuche aller möglichen 
Leute sich Holz zu verschaffen eine Sicherung der für den Apport bedeutungsvollen 
Papierindustrie gerecht erschien. Nun ist auch Steiermark in der Sache aufgetreten. 
Steiermark ist daran interessiert, dadurch, dass es Bahnbau Gusswerk Ausserwiesen 
finanzieren wollte. Steiermark hat sich auf Standpunkt gestellt, dass der Staat nur dann die 
Bewilligung zur Aufforstung geben darf, wenn dem Land Steiermark Konzessionen gemacht 
werden. 40 Millionen haben sie für den Bahnbau verlangt, dann wollten sie 20 % Gewinn aus 
dem Vertrag. Es hat sich auch Gemeinde gemeldet, besonders an dem Gewinn beteiligt sein 
wollte. Staatsamt hat erklärt, dass es nicht geht, dass ein Land teilnimmt an einem Gewinn 
aus dem Staatsforst. Das Land hat mit den Gruppen verhandelt, hat die Vereinigung der 
Papierindustrie mit den Sägewerkbesitzern der anderen Gruppe und diese gemeinsame 
Gruppe hat Steiermark gegenüber Verpflichtung übernommen 40 Millionen Stammaktien für 
den Bahnbau zu zeichnen. Bis Dezember hat die Sache ganz geruht. Dann haben die 
Proponenten dem Ministerium mitgeteilt, dass sie sich vereinigt haben und haben ersucht, die 
Verhandlungen fortzusetzen. Dann ist auch Steiermark gekommen, hat sich mit Vertrag 
einverstanden erklärt und hat den Abschluss des Vertrages gewünscht. 
 
Heinl: Ist der Wunsch des Landes Steiermark schriftlich niedergelegt in Form einer 
Amtserklärung. Rintelen hat mich wiederholt antelephoniert und durch Edlinger zu mir 
geschickt. Ich habe mit Rintelen gesprochen und er hat mir damals erklärt, dass er die 
Ausfertigung des Vertrages wünscht. Er hat dann auch wiederholt durch 
Landesgendarmeriekommandanten Peinlich urgieren lassen. Die grundlegenden 
Verhandlungen hat Stöckel geführt, dann habe ich einige Male verhandelt und die 
technischen Verhandlungen hat Schollmayer geführt. Schollmayer hat das Konzept gemacht. 
 
7) Ramek: Oberösterreichische Verordnung. 
 
8) Mayr: Kärntner Fremdenverordnung. 
 
Heinl: Ich würde bitten, dass das auch in den Zeitungen verlautbart wird, damit Bevölkerung 
sieht, dass wir uns diese Dinge nicht gefallen lassen. 
- Anfechtung und Verlautbarung genehmigt. 
 
9) Beamtenforderungen. 
Wilfling: Über Ermächtigung Ministerrat, wonach die Sätze für die Besoldung der 
Staatsangestellten festgesetzt wurden in einem Rahmen, der sich unteren vollständig 
Eisenbahn anschließt und von 15. aufwärts einen kleinen Anstieg zeigt bis 70000 in der 19. 
gegenüber 75000 zu denen Ministerrat ermächtigt hat vor 10 Tagen vertraulich verhandelt 
mit Organisation der Eisenbahn und Post. Dabei ist es nach langer Verhandlung gelungen, 
den Widerstand der Eisenbahn dagegen zu brechen, dass über den höchsten Satz der 
Eisenbahn 61500 hinauszugehen ohne dass daraus Konsequenzen für das andere Personal 
der Eisenbahn gezogen werden. Die Vertreter haben schließlich eingesehen, dass die 
Anhebung, die bis zu 70000 K eintritt der Regierung schon deshalb der Weg vorgezeichnet ist, 
weil sie selbst 100000 anführt, was bei 100 % Ortszuschlag 70000 K entspricht. Vielleicht 
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war auch maßgebend, dass eingesehen wurde, dass es nicht angehe, aus der Verbesserung 
einiger weniger Beamter in den oberen Kategorien die große Masse des anderen Personals 
daraus eine wesentliche Erhöhung wegen Aufrechterhaltung der Spannung zu verlangen. Die 
Vertreter haben schließlich das Versprechen geben können, dass sie nach besten Kräften 
bemüht sein werden, dass Eisenbahn und Post im Verordnungsweg dasselbe Schema wie die 
Staatsangestellten erhalten werden. Sie haben hingewiesen, dass so eine Verordnung 
anhängig auf Aufzahlung eines Betrages von 4200 K Von der Post war der Betrag auch von 
900 K erwähnt worden, aber nach dem damaligen Stand der Verhandlungen schien es, dass 
nur 5100 für Eisenbahn. Er setzt sich zusammen aus 2200, die Telegraphenangestellten 
früher schon erhalten haben und 2000 den die Telegraphen in der Weise bekommen haben, 
dass man gestattet hat, ihn weiter schuldig zu bleiben. Er ist anlässlich der Auszahlungen der 
Durchrechnungsbeträge im Mai nicht abgezogen worden, obwohl er hätte abgezogen werden 
sollen. Da dann aber viele nichts oder wenig bekommen hätten, wurde gefordert, dass die 
2000 K weiter gestundet werden. Man denkt an eine künftige Regelung im Zusammenhang 
etwa mit den neuen Sätzen. Diese Forderung war uns schon bekannt, allerdings nicht offiziell, 
sondern nur vertraulich. Wir erfahren nun, dass die Forderung durchaus ernst gemeint ist 
und die Eisenbahn und Post nicht in der Lage ist davon abzugehen. Sie haben darauf 
hingewiesen, dass es damit aus sein muss, dass sich die Telegrafenangestellten immer etwas 
Besonderes herausholen. Sie werden die Forderung mit allen Mitteln durchsetzen. Es ist ein 
kurzer Termin für die Verordnung gestellt, ich habe den Termin abgelehnt und gesagt, ich 
kann über diese Forderung nichts sagen. Die Herren haben aber beigefügt, ohne dass ich 
über die Forderung mich geäußert hätte, wenn das geschehen würde, sie diese Forderung 
erfüllt bekommen und es in einem Monat ausgezahlt werde, dann wäre es möglich, dass jenen 
Eisenbahnern und Postler, die jetzt aus dem neuen Besoldungsschema, das ihnen ab 15. 
Gruppe höhere Beträge bringt, jenen Angestellten, die nach dem Schema durchgerechnet 
werden, man es den unteren durchgerechnet werden, sagt, ihr bekommt diese Beträge, dass 
der Betrag aus den neuen Bezügen aufgefüllt wird, auf den Betrag. Das war der Vorschlag 
König und Kranz(?). Beide meinten, das ist der einzige Weg, der es ermöglicht die Änderung 
des Schemas auf die Eisenbahn zuzustimmen ohne Vorkehrung für die unteren Kategorien. 
Schon zu dieser Zeit war große Lohnforderung bei Post und Eisenbahn im Personal im 
Umlauf. Es wurde gesprochen von einer einmaligen Zuwendung usw. Es ist der Gedanke 
aufgetaucht, den Betrag in 2 Teilen zu zahlen. König hat gemeint, dass durch Teilung eine 
ständige Zahlung entstünde, das haben sie nicht in Aussicht. Sie hoffen damit durchzukommen 
und hoffen, dass im Juli dann schon eine Verbesserung durch die Hebung der Valuta eintritt 
und die Lebensmittel und Bedarfsartikel sich bemerkbar machen. 
 
Feiler: Vorgeschichte der 4200 K und ob man einen Grund finden kann, auch den 
Eisenbahnern und Postlern den Betrag zu geben. 2200 ist abgedeckt nach den Ortsklassen 
und wurde Telegraphenbediensteten im April gegeben. Die Forderung war damit begründet, 
dass mit Rücksicht auf Nichtbeistellung der Dienstkleider etwas zugewendet werden muss. 
Davon wurde aber im Erlass nichts gesagt, es haben auch alle Bediensteten bekommen. Die 
2000 K sind den Telegraphen gestundet worden anlässlich der Durchrechnung. Der 
Vertrauensmann der Eisenbahn hat erklärt, dass er glaubt es wird keine Rückwirkung 
entstehen. Die 2000 K wurden nicht nur jenen zugestanden, welche Dienstkleider bekommen 
haben. Die Verlautbarung hat es dazu gebracht, dass das andere Personal Kenntnis 
bekommen hat. Das Personal hat beim Ministerium Erklärungen verlangt. Sie sagten, die 
2200 K müssen gezahlt werden. Neben dieser Forderung ist eine weitere Forderung von der 
deutschen Gewerkschaft gelaufen, welche viel weiter geht, nämlich Anschaffungsbetrag im 
Ausmaß der monatlichen Bezüge und eine gleitende Zulage. Es gelang sie zur Rückstellung 
der Forderung zu bewegen. 900 K sind Telegraphen anlässlich Streiks im Frühjahr gegeben 
worden. Es war ein Anschaffungsbetrag verlangt, bei weiterer Verhandlung wurde 
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vorgeschlagen, anstelle einer Teuerungszulage den Dienstkleiderersatz zu geben. Es hätte nur 
jenen gegeben werden sollen, welche Dienstkleider nicht bekommen haben, es wurde aber 
allen gegeben. Sollte auch abgezogen werden von den Teuerungszuwendungen. Trotzdem 
wurde er aber nicht eingebracht. Post hat dann auch die 900 K verlangt und bekommen. Die 
anderen haben sie nicht bekommen, die Eisenbahner haben keinen Anspruch erhoben, sind 
aber dann auch darauf gekommen und verlangen jetzt noch die 900 K bzw. die Forderungen 
gehen eigentlich weiter. Wenn der Ministerrat die Forderung bewilligt, so könnten die 
weiteren Forderungen damit abgetan werden. Es wird angestrebt die Gleichstellung zu 
Staatsbediensteten. Jetzt wäre die beste Gelegenheit, die auch ein Opfer bereit ist. Die 
Organisationen werden die Zusagen halten und die Sätze annehmen. 
 
Grimm: Wenn das Zugeständnis gemacht wird, das 1,2 Milliarden für alle Beamten kostet, 
werden die Forderungen der Eisenbahner von anderer Seite wieder erhoben werden. Wie es 
gehandhabt wird, sieht man bei den 2200 K. Die wollen ein Zugeständnis an Postler, um im 
Streik auszuweichen, ähnlich war es bei den 2000 K. Ich habe mich wegen der Rückwirkung 
auf die Eisenbahn dagegen ausgesprochen bei Verhandlungen, es wurde erklärt, dass die 
Eisenbahner keine Forderungen ableiten werden. Jetzt werden die Forderungen aber doch 
gestellt. Ich kann mir nicht denken, dass die Eisenbahner sich ihre prinzipiellen Forderungen 
abkaufen lassen. In einer anderen Form werden die Forderungen doch wieder auftauchen. 
Ich glaube, dass die 1,2 Milliarden nutzlos gegeben werden. Ich bin nicht dafür, dass man das 
bewilligt. Ich kann auch nicht 1,2 Milliarden den Kassenbestand für Staatsangestellte 
hergeben umso mehr als wir keine Sicherheit haben, dass die Besoldung sich dadurch 
bewilligt. 
 
Wilfling: Zum Teil wird es eingerechnet. Die Zeitangestellten wissen von der Forderung. 
Wenn man ihnen einen Betrag gibt als Vorschuss auf die Besoldungsordnung, aber 
rückzahlbar wie bei Telegraphen und Eisenbahn nicht bei Durchrechnung sondern später, so 
würden sie jetzt zufrieden sein. Sie wollen darauf hinweisen, dass sie für Jänner und Februar 
die Beträge an Bahn nicht bekommen haben und ab März nicht die erhöhten 
Eisenbahngebühren. Das könnte durch eine Vorschusszahlung abgekauft werden. Es würde 
sich um 200 (fehlt Text) Der Betrag soll verrechnet werden genauso wie bei Post und 
Eisenbahn. Es ist eigentlich nichts als Vorschuss, der nur nicht abgezogen werden soll bei der 
Durchrechnung. Die Leute wollen bei der Besoldungsordnung ein Geld auf die Hand 
bekommen. 
 
Grimm: Von den 9 Milliarden, welche die Besoldungsordnung mehr kostet, würde etwas 
davon erspart werden? 
 
Wilfling: Ja 
 
Pesta: Die ganze Sache geht darauf zurück, die Eisenbahner waren ruhig im Wort geblieben, 
es sind aber die Postler bei der letzten Zahlung unruhig geworden und haben 2200 K verlangt 
wie die Telegrafenleute. Die Eisenbahner haben dann nachgerechnet, was die Telegraphen 
bekommen haben und sind darauf gekommen. Die Postler haben verlangt dieselben Beträge 
wie die Telegraphenleute. Ich habe das abgelehnt und gesagt, es kann nicht gegeben werden, 
weil die Ostergabe das möglichst überschritt. Damit war zunächst Ruhe. In der 
Besoldungsordnung war dann das Bestreben, alle unter einen Hut zu bringen. Das ist nur 
möglich, wenn man den Eisenbahnern ein prinzipielles Opfer zumutet, dass sie aus der 
Spannung nach der Ostergabe von 76000 auf 70000 zurückgedrängt wurden. Für die 
Gleichstellung in der Spannung will die Personalvertretung irgendeine Gegengabe haben und 
die ist auf diese eine Forderung abgestellt, die eigentlich der Wirklichkeit entspricht nachdem 
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sie eine Personengruppe bekommen hat und sie nur eine Stundung beinhaltet, die bei 
Besserung der Lebensbedingungen Aussicht hat eingebracht zu werden. Gerade in der letzten 
Zeit sind den Verkehrsangestellten große Zumutungen gemacht worden. Anlässlich der 
vorjährigen Fahrpreisregulierung, die 10 % gemacht hat, für das Eisenbahnpersonal der 
Regiesatz auf das 6-fache hinaufgesetzt. Jetzt wurde es wieder verdoppelt. Wenn ich den 
Leuten immer nur Lasten aufhalse, dann muss ich ihnen auch ab und zu einmal eine 
Begünstigung zuteilwerden lassen. Das Erfordernis für Post und Eisenbahn wäre 500 
Millionen. Die übrigen Staatsangestellten sind nur auf 2000 abgestellt, nicht auf 4200 bzw. 
bis 5000 K. 
 
Vaugoin: Die ganze Sache hat wieder Zelenka angefangen. Ursprünglich war den 
Postangestellten nur 2200 K bekannt, eine Bekleidungspauschale. Bei den Verhandlungen 
sind durch Verlesung des Aktes auch noch die 2000 K bekannt geworden. Jetzt verlangen sie 
diesen Betrag auch. Wenn man es den Telegrafenangestellten gegeben hat, so muss man es 
auch den anderen geben. Man kann nicht verhindern, dass die Postler mit demselben Recht 
das verlangen, wie die Telegrafenbediensteten. Nun kommen die übrigen Staatsbediensteten, 
sie sind mit 2200 K sehr bescheiden. Ich möchte Wilfling fragen, wäre es nicht denkbar, die 
Staatsangestellten haben für Jänner und Februar nicht die Angleichung an Gemeinde 
erhalten, könnte man ihnen nicht die 2200 K unter diesem Titel geben, dann würde eine 
finanzielle Mehrbelastung von den Zivilstaatsangestellten nicht herauskommen. Natürlich bei 
Post und Telegrafen ist das eine Anleihe, die gemacht wurde wie im Vorjahr mit den 
Novembervorschüssen. Wenn man den Zivilangestellten den Betrag à conto Jänner und 
Februar geben würde, dann entstünde keine Mehrauslage für den Staat. Es fragt sich, was mit 
den 4200 für Post und Eisenbahn zu geschehen hat, ob das eine finanzielle Mehrbelastung ist. 
Die 2200 K sind anscheinend eine effektive Mehrbelastung, denn es ist mir nicht bekannt, 
dass sie noch Angleichungsbeträge zu fordern hätten. Auch mit den Durchrechnungsbeträgen 
dürfte es sich nicht machen lassen. Es dürfte sich wegen des Beispiels der 
Telegrafenangestellten hier nichts machen lassen. 
 
Wilfling: Die heutigen Verhandlungen mit den 4 großen Organisationen der 
Bundesangestellten. Sie fordern Restbeträge für Jänner und Februar spätestens am 29. April. 
Damals wurde diese Forderung abgelehnt, formale und sachliche Gründe. Formale Gründe 
auch weil man sagt, die neuen Sätze werden erst im Besoldungsgesetz erstellt, aus sachlichen 
Gründen solche, weil man vermeiden wollte, dass diese Beträge bei der Durchrechnung 
verloren gehen und dann für die Beamten nichts aus der Besoldungsordnung übrig bleibt. 
Dieser Standpunkt ist dadurch überholt, dass in die neuen Sätze die Osterzuwendung 
einbezogen wurde. Für Jänner und Februar erhält jeder Staatsangestellte 4400 K. 
Diese Beträge habe ich den Herren vorgehalten und das, dass man begehre, die 
Nachzahlungen aus der Erhöhung der Familienzulage auf 600 K. 1000 K für Frau und 600 K 
für jedes Kind würden nur Familienvätern zugutekommen. Es würden viele nichts bekommen, 
die Beamten ohne Rangsklasse überhaupt nichts. Das hat den Organisationen wieder gezeigt, 
wie unsinnig die Forderung des Zentralverbandes ist, es würde nur den mittleren und 
höchsten Beamten etwas zuwenden. Die Organisationen haben sich dann beraten und unter 
dem Eindruck unserer Stellungnahme mitgeteilt: die Organisationsvertreter können das 
Angebot des Regierungsvertreters nicht als geeignete Grundlage erblicken. Ich deutete an, es 
wäre eine Vorauszahlung möglich in dem Ausmaß für Jänner und Februar und der 
Familienzulage für den Fall, dass im Finanzausschuss das Besoldungsgesetz angenommen 
würde. Darauf sind sie aber nicht eingegangen. Vor allem deshalb nicht, weil durch eine 
solche Auszahlung  <liest vor … 
Die Forderung der 4200 K ist den Bundesangestellten bekannt, sie haben nur dann diese 
Erklärung abgegeben. Ich glaube, dass das eine Art der Erledigung der Forderung ist auf 
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Nachzahlung der Jänner und Februarbeträge kombiniert aus der Forderung der 2200 K an 
die Telegrafen abgestellt. Glatt wäre die Sache, wenn sie einverstanden wären, sich diese 
2200 K bei der Durchrechnung stehen zu lassen. Dass soll aber nicht geschehen, es soll ein 
Betrag auf die Besoldungsordnung sein, der aber nicht bei der Durchrechnung 
hereingebracht wird. 
 
Grimm: Der Gedankengang der Beamten wird der sein, im nächsten Monat das zu verlangen. 
Ich erkläre, dass ich als demissionierter Minister absolut nicht in der Lage bin, dieses Geld 
ohne Bedeckung zur Verfügung zu stellen. Es wird über Besoldung verhandelt und nicht über 
einmalige Zuwendung. Wenn das den Telegrafenangestellten zugestanden wurde, so ist das 
bedauerlich, jetzt sind wir soweit, dass es 500 Millionen für Post ausmacht, dann kommen die 
Länder und Südbahn mit 40 Millionen. Die 332 Mil für die Staatsbediensteten sind in den  
9 Milliarden. Ich müsste 600-700 Millionen unbedeckt zur Verfügung stellen, das kann ich 
nicht und tue ich nicht. 
 
Aigner: Es ist der Hauptwert den wir in der Bewertung erblicken darin gelegen, dass wir auf 
einheitliches Besoldungssystem zwischen Verkehr und Staat kommen würden, die 
Verkehrsangestellten haben die Gleichstellung nur unter der Bedingung zugesagt, dass sie die 
einmalige Zuwendung rückzahlbar in unbestimmten Termin bekommen würden. Es hat keinen 
Zweifel bei den Verhandlungen gelassen, wenn sie diese Zusage nicht in einer bestimmten 
Zeit bekommen, so erachten sie sich mit ihrer Zusage, dass sie aus der Angleichung an die 
Bundesangestellten keine Forderung ableiten, nicht mehr gebunden. Es wäre sehr bedenklich 
durch die Ablehnung diese Bindung der Verkehrsangestellten aufzugeben und ihnen freie 
Hand zu geben, aus den Sätzen der Besoldungsordnung freie Hand bekommen um für sich, 
besonders für die unteren Personen wesentlich Forderungen stellen zu können. Aus diesem 
Gesichtspunkt fürchte ich, dass dieser Aufwand nicht dauernd erspart bleiben wird, denn es 
wurde angekündigt, dass diese Forderung unter den größten Mitteln gestellt wird, dass dieser 
Aufwand doch gemacht werden müsste, wenn auf der anderen Seite ein großer Vorteil der 
Vereinheitlichung der Systeme verloren ginge. 
 
Resch: Wir haben nicht einmal, sondern 30 Mal beschlossen, es wird ohne Bedeckung nichts 
bewilligt. Trotzdem werden immer Forderungen gestellt und ohne Bedeckung bewilligt. Die 
4200 K werden von den Postlern gerechterweise gefordert und dass die anderen dann auch 
etwas wollen, begreife ich. Die Forderung ist gerecht, aber der Ministerrat kann in seiner 
letzten Sitzung einfach nicht über eine Milliarde verfügen. Die Beamten müssen auf das 
definitive Kabinett warten. 
 
Mayr: Ein demissioniertes Kabinett kann keine unbedeckten Forderungen genehmigen. 
 
Pesta: Ich bin einverstanden, die Sache zu verschieben. Die Beamten können nicht 
verhandeln, wenn sie nichts versprechen können. Der Kabinettsrat soll beschließen nach 
Antrag Resch, dass man die Forderungen als gerecht anerkennt, aber im gegenwärtigen 
Zeitpunkt keinen Beschluss darüber fassen kann, bevor nicht endgültige Regierung 
konstituiert ist, der man die Sache vorlegen wird. 
 
Grimm: Im Prinzip muss ich mich dagegen wenden, insofern als ich nicht zugeben kann, dass 
die Forderung gerechtfertigt sei. Gerechtfertigt ist es vielleicht bei den 2200 K. Bei den 
anderen hat es sich um Dienstkleider gehandelt. Auch bei den 2200 K ist es bei den 
Eisenbahnern nicht gerecht, weil sie erklärt haben, sie ziehen keine Folgerungen daraus. Ich 
bin für eine Forderung, aber nicht in der Form, dass die Beamten schließen können, sie 
bekommen einmal die 4200, bevor wir die Bedeckung nicht haben, können wir an eine 
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Bewilligung nicht denken. 
 
Vaugoin: Ich sehe die Bedenken Grimms ein. Es ist schwer für ein demissioniertes Kabinett 
etwas zu bewilligen, wozu keine Deckung da ist, aber noch weniger könnte das Kabinett einen 
Streik ertragen. Einen solchen Kampf wird die Regierung einmal durchfechten müssen. Wir 
könnten nichts anderes tun als dem Präsidenten zu sagen, wir können die Geschäfte nicht 
mehr fortführen. Die Bedenken Grimms gehen daraus hervor, dass es sich um eine 
wiederholende Ausgabe handelt. Bei der Osterzuwendung, die sich wiederholt, ist zugelegt 
worden, da es eine Aushilfe ist. Hier müssen sie sich mit einem Vorschuss einverstanden 
erklären. Wenn die Unterhändler diese Aufklärung geben, dann ist es möglich, dass das 
demissionierte Kabinett den Hauptausschuss einberufen lässt und ihn befragt. Man müsste 
wenigstens mit den Parteiführern reden, aber ohne jede Deckung glatt abweisen erscheint mir 
gefährlich, weil die Regierung nicht die Kraft hat es auszuhalten. 
 
Aigner: Die beiden Vertreter der Post und Südbahn haben aufmerksam gemacht, dass durch 
die Bezahlung von 4200 eine wesentliche Verringerung der Bezüge im Jänner gegenüber Juli 
eintreten muss und aus diesem Anlass keine Forderung gestellt werden darf. Vom 1. Juli muss 
bestehen eine neue Situation, Besoldungsordnung mit ziffernmäßig gleichen Sätzen. 
Daraufhin wurde versichert, dass sie das würdigen und dass das ein Moment dafür ist, die 
Teilung des Betrages abzulehnen, um nicht von vornherein die Perennierung einzuleiten. Wir 
sind nicht in der Lage die volle Gewähr zu übernehmen, wir können nur berichten, was die 
Herren versichert haben. Ich habe die Erfahrung mit Postvertretern, dass Vereinbarungen 
eingehalten werden. Ich habe den Eindruck, dass in dieser Richtung die Organe bei den 
Vereinbarungen gelten würden. Heute war der Vertreter der Post um die Antwort, die für 
Freitag erbeten ist, sie kommen morgen darum, sie drängen nicht, aber wenn sie nicht die 
Antwort erhalten, erklären sie gilt für sie die Bindung nicht mehr. Das ist der wichtigste 
Moment, die Bindung auf einheitliche Sätze. Das hätte eine weit tragende Wirkung, die jede 
Hoffnung auf ein einheitliches Besoldungssystem schwinden ließe. Es ist auch kein Zweifel, 
dass die 4200 K unbedingt verlangt und mit allen Mitteln erkämpft werden. Wenn dann nicht 
einmal die Bindung für die Zukunft dabei ist, dann ist die Lage noch viel ungünstiger. 
 
Feiler: Die Gefahr der Wiederholung ist deshalb geringer, weil bei Post und Eisenbahn die 
Durchführung der Avancements bevorsteht, daher wird sonstiges nicht verlangt werden. 
 
Mayr: Ist es nicht richtig die einmalige Zuwendung als gerecht anzuerkennen und dann zu 
sagen, das demissionierte Kabinett kann sie nicht bewilligen, weil eine Bedeckung nicht da 
ist. 
 
Pesta: Die Beamten wollen die Durchrechnungsbeträge als Anschaffungsbeträge. 
 
Mayr: Könnte man nicht die Bedingung hinzufügen, dass keine weitere Forderung erhoben 
werden darf. 
 
Pesta: Ich kann versichern, dass es den Eisenbahnern nicht eingefallen wäre, nur kommen 
von außen die Forderungen, weil sie dort erst die Teuerungsverhältnisse bekommen, 
besonders in Tirol. 
 
Haueis: Das demissionierte Kabinett kann nicht fortwährend Zuwendungen beschließen, 
diese Arbeit kann man dem nächsten Kabinett überlassen. 
 
Mayr: Die Herren sind der Mehrheit nach für die Ablehnung. 
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Pesta: Ich mache auf die Gefahr aufmerksam. Anlässlich Antrag wegen Lebensmittelsituation 
werde ich auch mit einer Ablehnung abgezogen. Wenn sie jetzt wieder vor den Kopf gestoßen 
werden, so wird das binnen 24 Stunden eine unerträgliche Lage herbeiführen. 
 
Mayr: Das demissionierte Kabinett kann keinen Beschluss fassen, weder zustimmend noch 
ablehnend. 
 
Pesta: Antrag Vaugoin, dass man Hauptausschuss die Sache unterbreitet wäre gut. 
 
Vaugoin: Man soll die Bedenken Grimms den Parteien vorlegen. Wir können auch nicht mit 
einer Schweinerei weggehen, wir müssen in den Parteien die Lage schildern, wir können es 
nicht bewilligen außer die Parteien sagen, die Bedeckung wird im neuen Kabinett gegeben 
werden. 
 
Mayr: Das demissionierte Kabinett ist nicht in der Lage sich augenblicklich mit der 
Forderung zu beschäftigen, wird sie aber dem Hauptausschuss vorlegen. Ist nicht in der Lage 
die Forderung gegenwärtig zu verhandeln, wird es aber dem Hauptausschuss vorlegen. Unter 
der Voraussetzung, dass die Zustimmung der Bindung das Schema der Bundesangestellten 
anzunehmen aufrecht zu erhalten. 

 








































































































